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Kleine Anfrage 
des Abgeordneten Mann und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Rechtliche und wirtschaftliche Stellung deutscher Lehrkräfte und Ortskräfte an 
deutschen Privatschulen im Ausland 

Die Bundesregierung fördert gleich anderen Staaten deutsche 
Privatschulen im Ausland. Wir begrüßen dies. Nach Artikel 7 
Abs. 4 GG dürfen Privatschulen nur genehmigt und sinngemäß 
auch nur gefördert werden, wenn die wi rtschaftliche und recht-
liche Stellung der Lehrer genügend gesichert ist. 

Wir fragen hierzu die Bundesregierung: 

a) Wie hoch sind diese Beträge, mit denen diese Schulen geför-
dert werden, aufgegliedert nach Förderungsbeträgen durch die 
Bezahlung für „entsandte" Lehrer, Zuschüssen für die Bezah-
lung von Ortskräften und sonstigen Zuschüssen? 

b) Wird die Anerkennung der Abschlüsse dieser Schulen und die 
Förderung davon abhängig gemacht, daß die wirtschaft liche 
und rechtliche Stellung der Lehrkräfte genügend gesichert ist? 
Sind insbesondere für die Verträge mit den Ortskräften Min-
destnormen vorgeschrieben, und ist — falls dies nicht der Fa ll 

 sein sollte — die Bundesregierung bereit, solche Mindest

-

normen einzuführen? 

c) Ist bei arbeitsrechtlichen Rechtsstreitigkeiten der Zugang die-
ser Lehrkräfte zu den deutschen Arbeitsgerichten sicher-
gestellt? Ist insbesondere bei „entsandten" Lehrern und Orts-
kräften — jedenfalls insoweit, als es sich um deutsche 
Staatsangehörige handelt — sichergestellt, daß die Zuständig-
keit eines deutschen Arbeitsgerichts vereinbart ist? Entspricht 
insbesondere bei den „entsandten" Lehrern die Zuständig-
keitsvereinbarung den Regeln der Zivilprozeßordnung? 

Können sich bei der Zustellung von Kündigungsschutzklagen 
Schwierigkeiten daraus ergeben, daß Schulvereine im Ausland 
nur auf diplomatischem Wege geladen werden können? Ist die 
Bundesregierung bereit, dadurch Abhilfe zu schaffen, daß in 
den Verträgen das Bundesverwaltungsamt als Zustellungs-
bevollmächtigter bestellt wird? 

d) Sowohl mit „entsandten" Lehrern als auch bei Ortskräften 
werden Kettenarbeitsverträge geschlossen. 

Sind diese zulässig? 
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e) Bei den „entsandten" Lehrern ist das Arbeitsverhältnis auf-
gespalten in ein eigentliches privatrechtliches Arbeitsverhält-
nis mit dem Schulverein, nach dem der Schulverein nicht zu 
Gehaltszahlungen verpflichtet ist, und in ein öffentlich-recht-
liches „Zuwendungsverhältnis" zum Bundesverwaltungsamt, 
aus dem sich die Zahlungsverpflichtung ergibt. 

Ist diese Aufspaltung rechtlich zulässig? Gibt es für diese recht

-

liche Konstruktion auch andere Beispiele? Folgt in diesen Fäl-
len die Zahlungspflicht des Bundesverwaltungsamtes der Ent-
scheidung im Arbeitsgerichtsprozeß oder sind Fälle denkbar, in 
denen das Bundesverwaltungsamt die Zahlung aus dem öffent-
lich-rechtlichen „Zuwendungsverhältnis" verweigert, auch 
wenn der Lehrer im Arbeitsgerichtsprozeß obsiegt hat? 

Besteht die Zahlungspflicht des Bundesverwaltungsamtes auch 
während eines Kündigungsschutzprozesses fo rt , während des-
sen Dauer der Lehrer nicht unterrichten kann? 

Führt diese Rechtskonstruktion dazu, daß allein das Bundes-
verwaltungsamt und nicht der jeweilige Schulverein das wirt-
schaftliche Risiko des Arbeitsgerichtsprozesses trägt, auf den es 
keinen Einfluß nehmen kann? Welche Möglichkeiten bestehen 
hier Abhilfe zu schaffen? Wäre es insbesondere nicht sinnvol-
ler, ein einheitliches Arbeitsverhältnis zum Bundesverwal-
tungsamt zu schaffen? 

f) Gilt für die Ortskräfte — jedenfalls insoweit, als es sich um 
deutsche Staatsangehörige h andelt — deutsches Recht oder das 
Recht des Gastlandes? 

g) Sind Fälle — etwa in Riyadh/Saudi-Arabien — bekanntgewor-
den, in denen deutsche Schulen oder deutsche Auslandsvertre-
tungen Ortskräften den Zugang zu den Arbeitsgerichten des 
Gastlandes behindert haben? Steht diesen Ortskräften alsdann 
jedenfalls der Zugang zu den deutschen Arbeitsgerichten 
offen? 

h) Sind Fälle bekanntgeworden — wiederum etwa in Riyadh/ 
Saudi-Arabien — in denen schon während des Kündigungs-
schutzprozesses deutschen Lehrkräften die Dienstpässe ent-
zogen bzw. nicht verlängert worden sind, und sie so zum 
vorzeitigen Verlassen des L andes gezwungen worden sind? 

Ist es denkbar, daß einem Lehrer an einer deutschen Auslands-
schule mit der Begründung gekündigt worden ist, seine an der 
gleichen Schule als Lehrerin tätige Ehefrau habe versucht, das 
Arbeitsgericht des Gastlandes anzurufen? Haben das Auswär-
tige Amt und die deutsche Auslandsvertretung sich schützend 
vor diese Lehrkräfte gestellt? 

Bonn, den 17. März 1986 

Mann 
Borgmann, Hönes, Volmer und Fraktion 


